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J3eible>tt zl1r Par~amentBkorrespond~ 12.Dezember 1947 

In sch:!'iftlicher Beantwortung einer in der Sitzung des Nationalrates .. 
vom 19.November d.J. übe:rreichten Anfrage der .Abg • .A J> P e 1 , B öhm , 

K r i s c h und Genossen, n.etreffend Schutz von Kandidaten für die Betriebsrats­

wahl, teilt Bundesminister für Soziale Verwaltung folgend.es mitJ 

Nach dem in der Anfrage dargest eIl ten Sachvertlal t wurden die Are ei ter 

der Schuh- und Lederfabrik Rehberg, Georg K r i z und Josef K 0 11m ~ n n , 

am 6.Novemberl.J •. auf Grund des § ,82 der' Gewerbeordnmg fristlos entlassen. 

Die Anfragestellersind der Meinungs dass es sich in diesem Falle um eine Ver­

letzung der Koalitionsfreiheit handelt, da die entlassenen Arbeiter Bewerber 

um die Bestellung zum Betriebsrat waren. 

Im Falle der Kündigung von Dienstnehmern kann der Betriebsrat oder auch 

der Betroffene selbst gemäss § 25, .A.bs. (3) und (4)1 de's Betriebsrätegesetzes 

die Kündigung beim ;Einigungsamt anfechten, wenn er der Meinung ist, dass die 

Kündigung in der Bewerbung um die Bestellung des Dienstne,hmers zum Betriebsrat 

i.hren Grund hat. Wird nicht di~ Kündigung. sondern die Entlassung ausgesprochen, 

so kann der Entlassene gemäss § 25, Lbs. (e),des Betriebsrätegesetzes binnen 

~ Wochen, vom Zeitpunkt der Entlassung an gerechnet, beim zuständigen Arbeits­

gericht auf Unwirksamkeitserklärung der Entlassung klagen, vvenn der Be'criebsrat 

bescheinigt, dass mit dem Dienstgeier die Frage erfolglos beraten worden ist, 

ob die Entlassung des Dienstnehmers nur zur Umgehung der Vorschriften über dig 

Anfechtung der Kündigung ausgesprochen wurde. Die Bescheinigung des Betriebsra­

tes muss dem Gericht schon inder Klage urkundlich nachgewiesen werden. I-er 

Klage ist stattzugeben, wenn das Gericht feststellt, dass die. Entlassung tat-­

sächlich wegen der Bewerbung des Klägers um die Bestellung zum Bei;riebsrat er­

folgt ist. In der Anfrage wird darauf hingewiesen, dass der Betriebsrat mit 

4 s 3 stimmen, 'bei einer StimmenthaI tung, es abi .. elehnt hab~, bei <ler Direktion 

zu intervenieren~und der Meinung Ausdruck gegeben, dass daher unter den gege­

benen Umständen eine derartige Bescheinigung vom derzeitigen Betriebsrat nicht 

zu erhalten sein werdi. 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat zur Klärung des Saohv(,r-' 

haltes ErlJebungen gepflogen. Diese haben ergeben, dass der Betriebsrat der 

l!'abrik Hehberg nachträglich die im§ 25, .Abe. (8)j vorgesehene Bescheinigung so-' 

wohl dem Georg Kriz als !:luch dem Josef Kt'll1mann ausgestellt hat. Auf Grund 
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2. Beiblatt Beiblatt zur l'arlamentskorresponCienz l2.Dezember 1947 

dieser Bestätigung haben die beiden Genannten am 19.Novemb(3r 1947 Klagen auf 

Unwirksamkeitserklärung ihrer Entlassung€ln beim .b.rbeitsgericht Krems eingebracht p 

das darüber zu entscheiden hab,en wird, ob, eine Verletzung der Koali tionsfreihei t 

im gegenständlichen Falle erfolgt ist. 

Bei dieser Sachlage Sind weitere Schritte ~einBs Amt~s nicht mehr erfor­

derlich. Ich möchte aber bei diesem Jmlass betonen, dass das Bundesministerium 

für soziale Verwaltung, das sich dazu bc:ruf,en fühit, die Interessen dbr arbei­

tenden Bevölkerung zu schützen, stets darauf sehen wird, dass die gesetzlich 

verankerten Rechte der .A;rbeiterschait gewahrt werden. 

~,-.-.-.-.-.-.-.~ 
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